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BERNHARD LEUBOLT, ANNE TITTOR

Semi-periphere Sozialstaatlichkeit in Lateinamerika: 
Argentinien und Brasilien im historischen Vergleich

In diesem Beitrag setzen wir uns mit Sozialstaatlichkeit in der Semi-
Peripherie auseinander. In Anlehnung an Immanuel Wallerstein (1979: 
48ff ) definieren sich semi-periphere Staaten als Bindeglieder zwischen 
den kapitalistischen Zentren und den Peripherien. Sie produzieren teil-
weise Industriegüter für den Binnenmarkt und schwächere Nachbarländer, 
exportieren jedoch trotzdem Primärgüter an Industrieländer und bleiben im 
Vergleich zu letzteren in einer peripheren Stellung. Die beiden analysierten 
Länder – Brasilien und Argentinien – können diesbezüglich als nahezu 
prototypische Länder für diese Art der Entwicklung angesehen werden (vgl. 
Novy 2001b; Boris/Tittor 2006; Schmalz 2007). Geprägt von „struktureller 
Heterogenität“ (vgl. dazu die Ausführungen von Joachim Becker in dieser 
Ausgabe) und starken Primärgütersektoren, nehmen sie regional in Latein-
amerika wichtige Positionen ein. In diesem Beitrag werden wir uns jedoch 
nicht mit der Entwicklung von (semi-)peripherer Staatlichkeit Lateina-
merikas im allgemeinen Sinne auseinandersetzen (vgl. dazu Boris 2001), 
sondern semi-periphere Sozialstaatlichkeit fokussieren. Darunter verstehen 
wir die Entwicklung von Sozialpolitik, eingebettet in die politische 
Ökonomie semi-peripherer Nationen. Bezugnehmend auf den gramscia-
nischen erweiterten Staatsbegriff (vgl. Becker in dieser Ausgabe), definieren 
wir Sozialstaatlichkeit als staatliche Interventionen, die in Produktion und 
Reproduktion eingreifen und die materiellen Lebensverhältnisse verbessern. 
Dazu zählen neben der Regulierung der Arbeitsbeziehungen, insbesondere 
des Arbeitsschutzes, den Aufbau von (Ver-)Sicherungssystemen sowie die 
Bereitstellung von Gesundheitsversorgung, Bildungseinrichtungen etc. 
auch beispielsweise die Subventionierung von Grundnahrungsmitteln und 
Heizmaterial sowie Agrarreformen. Grundsätzlich unterscheiden wir dabei 
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universalistische Tendenzen, wo die gesamte Bevölkerung vom Sozialstaat 
profitieren soll und somit soziale Rechte geschaffen werden (vgl. Esping-
Andersen 1990), von philanthropischen, assistenzialistischen und kliente-
listischen Tendenzen, wo die Gewährung von sozialen Leistungen in Form 
von „Almosen“ stattfindet. Daher entsteht hierbei ein Abhängigkeitsver-
hältnis der Bedürftigen von ihren „GönnerInnen“. In leicht abgeschwächter 
Form kann diese Abhängigkeit auch bei aktuellen Tendenzen zur „Treffsi-
cherheit“ bzw. „Fokalisierung“ von Sozialpolitik auftreten (vgl. Mkanda-
wire 2005).

In staatstheoretischer Hinsicht beziehen wir uns besonders auf 
Antonio Gramscis Konzept der „passiven Revolution“ (Sassoon 1982) zum 
Verständnis der „strategischen Selektivität“ staatlicher (Sozial-)Politik (vgl. 
dazu Becker in dieser Ausgabe). Staatliches Eingreifen „von oben“ verhin-
dert demnach revolutionäre Bewegungen „von unten“. Die „gefährlichen“ 
Gruppen werden in das Staatsprojekt integriert, es kommt dabei zwar zu 
Veränderungen im Block an der Macht, aber in Form einer konservativen 
Modernisierung und nicht in Form revolutionärer Transformation. Sozial-
politik zielt in diesem Sinne nicht primär auf den Abbau sozialer Ungleich-
heit ab, sondern sie trägt in erster Linie zur punktuellen Verbesserung der 
Lebensverhältnisse politisch besonders artikulationsfähiger Gruppen bei, 
die z.B. durch strategisch wichtige Positionen, durch Streiks oder alterna-
tive gesellschaftliche Vorstellungen dem Block an der Macht „gefährlich“ 
werden könnten.

Im Folgenden betrachten wir die Entwicklung von Sozialstaatlichkeit 
in Argentinien und Brasilien in Anlehnung an die von Dieter Boris (2001) 
entwickelte Periodisierung – also in (1) Entstehungsphase und anschlie-
ßende Export-Orientierung (bis 1930), (2) binnenmarkt-orientierte Phase 
der Importsubstituierenden Industrialisierung (ISI: 1930 bis 1980er Jahre), 
(3) neoliberale Phase (1980er Jahre bis 2002) und (4) aktuelle polit-ökono-
mische Brüche und Kontinuitäten – und arbeiten dabei das Zusammenspiel 
von sozialen Auseinandersetzungen und Sozialstaatlichkeit heraus.  
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1. Argentinien

1.1 Relativer Wohlstand um die Jahrhundertwende
Argentinien war mit dem Export von Wolle, Weizen und Fleisch früh-

zeitig und intensiv in den Weltmarkt eingebunden. Dadurch entwickelten 
sich früher als in anderen lateinamerikanischen Ländern Lohnarbeitsver-
hältnisse. Im Gegensatz zu den Nachbarländern lebten um die Jahrhun-
dertwende nur noch in wenigen Gebieten indigene Bevölkerungsgruppen, 
da die meisten Indígenas in den Feldzügen zwischen 1810 und 1879 gezielt 
getötet wurden. Zwischen 1856 und 1932 immigrierten um die 6,4 Milli-
onen Menschen, vor allem aus Europa, in das prosperierende und relativ 
reiche Argentinien, das schon Anfang des 20. Jahrhunderts eine ausgebaute 
Infrastruktur besaß (Halperín Donghi 1996: 19). Vor 1930 gab es – abge-
sehen von Bildungspolitik – keine sozialpolitischen Maßnahmen, da es auch 
noch keinen politischen Akteur gab, der sie einforderte.

1.2 Bewegte Zeit der Importsubstitution: Aufbau sozialstaatli-
cher Strukturen während des Peronismus – Dekade der 
Instabilität und Militärdiktatur
Mit der Weltwirtschaftskrise 1929/30 brachen die Exporte ein, das 

Importvermögen verringerte sich, worauf der Staat zunächst mit einer dras-
tischen Reduzierung der Staatsausgaben reagierte (Sommavilla 1996: 52ff ). 
Argentinien sank in eine tiefe Rezession, die Arbeitslosigkeit und die Ausei-
nandersetzungen um die politische Macht nahmen stark zu. Die Militärdik-
taturen der 1930er Jahre setzten nicht mehr nur auf den Export agrarischer 
Produkte, sondern versuchten den inländischen Markt auszubauen und 
eine Nationalisierung zahlreicher Firmen, z.B. der Erdölfirma YPF und des 
Transportsystems (vor allem der Eisenbahn), voranzutreiben. In den Jahren 
nach der Wirtschaftskrise zeichnete sich ein bedeutender sozialstruktureller 
Wandel ab, allein zwischen 1935 und 1945 verdoppelte sich die lohnabhän-
gige Bevölkerung (Lindenboim 1978, zit. nach Rapoport 2003: 271) und es 
bildeten sich zahlreiche Industrien heraus. 

Dieser Wandel der Sozialstruktur machte das Aufkommen des Pero-
nismus als starke politische Kraft mit sozialreformerischen, populistischen 
und semi-faschistischen Tendenzen, die vor allem in der ArbeiterInnenklasse 
und bei den Armen verwurzelt war, erst möglich. Die Gewerkschaftsbewe-
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gung wurde „peronisiert“, d.h. alle konformen Gewerkschaften wurden 
vereint und gestärkt. Die keinesfalls unbedeutenden kommunistischen und 
anarchistischen Gewerkschaften wurden verboten (Boris/Hiedl 1978). Die 
herrschende Klasse Argentiniens empfand den Peronismus, der alle freien 
Wahlen bis 1976 eindeutig gewann und in der Lage war, hunderttausende 
Menschen zu mobilisieren, einerseits als gewaltige Bedrohung, andererseits 
aber auch als einzigen Akteur, der fähig war, die Forderungen der Massen in 
geordnete Bahnen zu lenken und die Streiks der Gewerkschaften autoritär 
zu unterbinden – und damit als wichtigen Bündnispartner. In dieser Phase 
stiegen die Reallöhne und v.a. die Sozialausgaben stark an, was durch das 
massive Wirtschaftswachstum, die staatliche Förderung des Binnenmarkts, 
die Erhöhung der Exportzölle und Maßnahmen wie die Verstaatlichung der 
Zentralbank möglich wurde.

Der Amtsantritt von Juan Domingo Perón – zunächst als Arbeits-
minister 1943, dann ab 1945 als Präsident – markiert die Einführung 
von sozialpolitischen Maßnahmen und Sicherungssystemen, die deutlich 
weiter gingen als in den meisten anderen lateinamerikanischen Ländern. 
1944 wurden die Arbeitsbedingungen der LandarbeiterInnen erheblich zu 
Lasten der (land-)besitzenden Klassen verbessert (Rapoport 2003: 411). Es 
wurden Mindestlöhne in der Heimarbeit und der Nahrungsmittelindustrie 
eingeführt, wodurch die Lohndifferenz zwischen Männern und Frauen, die 
immerhin 45 Prozent der IndustriearbeiterInnenschaft stellten, in diesen 
Sektoren von 40 Prozent auf 20 Prozent abgesenkt werden konnte. In der 
Textilindustrie wurde Gleichbezahlung von Frauen und Männern ange-
ordnet (Bauer 1990: 50). Krankenkassen und Rentenversicherung wurden 
stark ausgebaut und ein soziales Wohnungsbauprogramm aufgelegt, die 
Zahl der Krankenhausbetten wurde verdoppelt und die Zugangschancen 
zu Schulen erheblich erweitert (Rapoport 2003: 373ff ). 

Durch diese realen Verbesserungen und die identitätsstiftende Mobili-
sierung v.a. der armen Bevölkerung erklärt sich die große Zustimmung zur 
peronistischen Politik, die noch über Jahrzehnte Argentinien prägen sollte. 
Was in dieser Zeit eingeführt wurde, steckte den Rahmen der Forderungen 
der argentinischen Gewerkschaftsbewegung und ihre Artikulationsformen 
für viele Jahre ab und setzte den Rahmen für Wirtschafts- und Sozialpolitik: 
staatlicher Autoritarismus kombiniert mit expansiver Sozialpolitik.
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In der Dekade der Instabilität (1955–66), die auf den Sturz des Pero-
nismus folgte, verringerten sich die Löhne und die Gelder für Gesundheit, 
Bildung und Wohnungsbau wurden gekürzt. Die relative Stärke des sozi-
alen Protests gegen die Diktatur von General Onganía (1966–70), die allge-
meine Zuspitzung sozialer Konflikte und die häufigen Streiks sorgten dafür, 
Sozialkürzungen trotz wirtschaftlicher Instabilität zu verhindern. So wurde 
beispielsweise 1970 eine weitgehende Krankenversicherungspflicht für die 
abhängig Beschäftigten eingeführt. 

Gestützt durch die massive Repression – 30.000 Menschen sind 
verschwunden – aber auch durch die Kollaboration der Gewerkschaften, 
konnte die letzte argentinische Militärdiktatur (1976–1983) eine Umver-
teilungspolitik zu Ungunsten der ArbeitnehmerInnenschaft durchführen. 
Allein im Jahr 1976 fielen die Reallöhne um 37 Prozent und der Anteil der 
Lohnarbeitenden am Nationaleinkommen sank bis 1983 auf 27 Prozent 
– 1955 hatte er noch 50 Prozent betragen. Aufgrund des verlorenen 
Malvinas-Krieges, ökonomischer Stagnation, dem Anwachsen des Protests 
von Menschenrechtsbewegungen, insbesondere der Madres de la Plaza de 
Mayo, und von politischen Streiks dankten die Militärs schließlich ab und 
der Präsidentschaftskandidat der oppositionellen UCR, Ricardo Alfonsín, 
gewann die Wahlen 1983. Die ökonomischen Probleme Argentiniens 
vertieften sich aufgrund der Verschuldungspolitik der Militärdiktatur, des 
Zerfalls des Bretton-Woods- Systems und der Schuldenkrise zunehmend. 
Die Inflation wuchs und erreichte 1989 mit knapp 5.000 Prozent den abso-
luten Höchststand (INDEC und BCRA nach Rapoport 2003: 927).

Die Budgetdefizite, die durch die Verschuldungspolitik der 1980er 
Jahre verschärft wurden, wurden als (zusätzliches) Argument verwendet, 
um Sozialversicherungen massiv unterzufinanzieren und somit die Qualität 
der sozialen Dienstleistungen weiter zu senken und viele Arbeitsschutzge-
setze zu unterlaufen (Cortés 2007: 5). Die deutliche Expansion der Sozial-
politik fällt lediglich in die kurze Phase des ersten Peronismus, und dabei 
insbesondere in die Jahre 1945–1950. Mit den ständigen wirtschaftlichen 
Krisensituationen wurden stets Einschnitte ins Sozialsystem gerechtfertigt. 
Im internationalen Vergleich sind Pro-Kopf-Einkommen, Arbeitsprodukti-
vität und Exportanteile in Argentinien während der Phase der Importsubsti-
tuierenden Industrialisierung weniger stark gestiegen als im lateinamerika-
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nischen und weltweiten Durchschnitt – was allerdings nicht zuletzt an den 
jeweils hohen Werten vor 1930 liegt (López 2004: 352ff ).

1.3 Sozialabbau und Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse in
den 1990er Jahren
Nach dem Wahlsieg  vollzog die neu gewählte Regierung des Pero-

nisten Carlos Menem (–) entgegen ihren Wahlversprechen einen 
politischen Kurswechsel hin zu neoliberaler Wirtschaftspolitik. Die erfolg-
reiche Inflationsbekämpfung führte  zu einem (vorübergehenden) 
Rückgang der Armut und zur Erholung der Wirtschaft, was Menem anfäng-
lich breiten Zuspruch – von Unternehmensverbänden, den Mittelklassen 
sowie ärmeren Bevölkerungsgruppen – brachte. Aufgrund von Subventi-
onskürzungen, hohen Zinsen für mittlere und kleine Unternehmen und der 
fehlenden Konkurrenzfähigkeit mit den Weltmarktprodukten, die zollfrei 
nach Argentinien importiert wurden, kam es jedoch in den er Jahren 
im privaten Sektor zu über . Betriebsschließungen, die ca. . 
Arbeitsplätze kosteten (Magnani : ). Durch Privatisierungen gingen 
im öffentlichen Sektor weitere . Arbeitsplätze verloren. Auf dem 
Land stellte sich ein Konzentrationsprozess des Bodens ein: Zwischen 
 und  reduzierte sich die Anzahl der Landwirtschaftsbetriebe um 
 Prozent. Neben den fallenden Preisen waren das wesentliche Problem 
der landwirtschaftlichen Betriebe vor allem die fehlenden Kredite und die 
Herausbildung einer Agroindustrie, die von fünf Großunternehmen domi-
niert wurde (Svampa : ).

Im Gegensatz zu anderen Ländern (z.B. Mexiko und Bolivien) waren 
die starken Einschnitte ins Arbeitsrecht und die umfassenden Privatisie-
rungen aber von vergleichsweise wenigen flankierenden Maßnahmen im 
Bereich der Sozialpolitik begleitet. Der Anteil der Sozialausgaben am BIP 
war – niedriger als in den er Jahren und wurde  trotz Wirt-
schaftswachstum gekürzt. Diese Kürzungen waren nicht zuletzt dadurch 
möglich, weil Teile der Sozialausgaben, v.a. im Gesundheits- und Bildungs-
bereich, auf die Provinzen und Gemeinden verlagert wurden. Allerdings 
gingen die Dezentralisierungsmaßnahmen nicht mit einer Überantwortung 
der entsprechenden Finanzmittel einher, so dass die Provinzen in Finanznot 
kamen (Cortés : ff).  wurde das Einheben von Studiengebühren 
gesetzlich ermöglicht. Auch im Gesundheitsbereich durften die mittlerweile 
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von den Gemeinden verwalteten öffentlichen Kliniken von allen nicht als 
arm eingestuften Bevölkerungsgruppen Gebühren verlangen. 

 wurde das Rentensystem teilprivatisiert und die Anwartschaftskri-
terien wurden verschärft ( Mindestbeitragsjahre), was für Frauen, infor-
mell Beschäftigte und (vorübergehend) Arbeitslose Nachteile bringt (Sottoli 
: ff). Per Verordnung erwirkte Menem  zudem eine Reform der 
Krankenversicherung, die im Wesentlichen die Sozialwerke in Konkurrenz 
setzte. 

Obwohl die staatlichen Gesamtausgaben für assistenzialistische Politik 
gering waren, wurden in den Provinzen, insbesondere in Buenos Aires, von 
den peronistischen Stadtregierungen zahlreiche zielgerichtete, aber unterei-
nander wenig koordinierte Programme (für Jugendliche, Mütter mit jungen 
Kindern, behinderte Menschen etc.) eingeführt (Acuña et al. : ff). 
Dabei vollzog sich ein Wandel in der Art und Weise Sozialpolitik zu konzep-
tionalisieren, der seinen Hintergrund in neoliberalem Denken hatte: „Die 
Teilung der politischen Arbeit durch die Professionalisierung der Funkti-
onen, die administrative Dezentralisierung und die Fokalisierung der Sozi-
alpolitik“ (Svampa : , Übers. A.T.). All diese Programme blieben 
jedoch weit hinter den realen Notwendigkeiten zurück. Zunehmend sind 
auch NGOs, die zum Zweck der Armutsbekämpfung eingerichtet wurden, 
in den Armenvierteln anzutreffen. Sie werden von internationalen Organi-
sationen, vor allem der Weltbank, finanziert (Luna : ff). Begleitet 
von einer Rhetorik von empowerment und Verbesserung der Partizipati-
onschancen ist die zielgerichtete Armenhilfe jedoch in erster Linie darauf 
ausgerichtet, die Partizipationsmöglichkeiten der Individuen am Markt zu 
stärken. Dies hat häufig den Effekt, die klientelistischen Bindungen und die 
Loyalität bzw. Abhängigkeit von lokalen Autoritäten zu stärken und damit 
die Mobilisierungskraft der Armen zu schwächen und politische Apathie zu 
fördern (Wolff : ). 

Langfristig hat die neoliberale Politik die Gesellschaftsstruktur maßgeb-
lich verändert und die Ungleichheit wuchs so schnell wie in wenigen 
Beispielen der weltweiten Wirtschaftsgeschichte: Der Gini-Index stieg 
von , () über , () auf , (). Im Mai  erreichte 
er den Spitzenwert von , (Minujin/Anguita : ). Von  bis 
 hat sich die Zahl der Arbeitslosen verneunfacht und ihr Anteil an 
der Erwerbsbevölkerung ist von , Prozent auf , Prozent gestiegen. 
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Während sich die Anzahl der formell abhängig Beschäftigten kaum verän-
dert hat, findet nahezu die gesamte (absolute) Zunahme der Arbeitsplätze 
im informellen Sektor statt. Machten diese  ca.  Prozent der abhängig 
Beschäftigten aus, sind es   Prozent. Der gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad ist von  Prozent im Jahr  auf  Prozent () gefallen 
(Palomino : ). In Argentinien, wo die soziale Ungleichheit im latein-
amerikanischen Vergleich ziemlich niedrig war, was mit der spezifischen 
Sozialstruktur (Fehlen einer Bauernschaft, überwältigendes Übergewicht 
der städtischen Bevölkerung, starke Entwicklung der Mittelklassen, Entfal-
tung der Gewerkschaften im ganzen Land) im Gegensatz zu anderen latein-
amerikanischen Ländern zu verstehen ist (Laclau : f ), wurde sie ab 
den er Jahren, aber vor allem in den er Jahren vertieft. Große Teile 
der Mittelschicht stiegen in die Armut ab, die Zahl der Menschen, die in 
Armenviertel am Rande von Buenos Aires lebte, vervielfachte sich und auch 
auf dem Land hielt Armut vermehrt Einzug.

Das erklärte Ziel Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstum, mit dem 
die Flexibilisierung der Arbeitsbeziehungen und die drastischen Einschnitte 
gerechtfertigt wurden, konnte also keinesfalls erreicht werden. Das Wirt-
schaftswachstum erreichte zwar punktuell hohe Werte (wie /: , 
/:  ), fiel aber schon  wieder auf - Prozent. Nach einem 
Zwischenhoch / von  Prozent schlitterte Argentinien  in die 
Rezession. Instabilität der Beschäftigungsverhältnisse, Lohnverfall, drasti-
sche Verschärfung der sozialen Ungleichheit und die Erosion der Sozial-
systeme gingen damit einher. Das Festhalten an der Dollarparität führte 
schließlich in eine tiefe Finanz- und Wirtschaftskrise. (Becker/Jäger : 
; Boris/Tittor : ff). Das BSP fiel bis  um mehr als  Prozent, 
 musste die Peso-Dollar-Koppelung aufgehoben werden, der Peso 
wurde um / abgewertet. Der Anteil der Armen stieg auf über  Prozent, 
das Elend erreichte in Argentinien bisher unbekannte Ausmaße. Aus der 
Währungs-, Finanz- und Wirtschaftskrise wurde eine politische Krise, in 
deren Rahmen vier Präsidenten binnen eines Monats zurücktreten mussten. 
Das öffentliche Leben kam zum Stillstand, Proteste, Stadtteilversamm-
lungen, Straßensperren, Plünderungen von Supermärkten und eine Welle 
gesellschaftlicher Solidarisierung kennzeichneten die Phase von Oktober 
 bis mindestens Mitte .
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1.4 Einbindung des Protests nach der Krise 2001 durch Wirt-
schaftsaufschwung, Sozialpläne und veränderten Diskurs
Der Protest ebbte im Laufe des Jahres  ab, die gesellschaftliche Soli-

darisierung ging zurück. Der Interimspräsident Eduardo Alberto Duhalde 
und ab  vor allem Néstor Kirchner verschafften sich überraschend große 
Popularität (bei Kirchner stets – ). Das liegt zunächst einmal daran, 
dass unter ihren Regierungen (bürgerliches) Recht und Ordnung wiederher-
gestellt wurde und wirtschaftliche Wachstumsraten von um die  Prozent 
p.a. erzielt wurden. Deshalb wird Kirchner in Wirtschafts- und Unterneh-
merkreisen hoch gelobt, obwohl er beispielsweise Maßnahmen wie Preisfest-
setzungen für Strom, Wasser und manche Grundnahrungsmittel einführte: 
klassisch peronistische Maßnahmen – nach liberalen Vorstellungen eigent-
lich ein Tabu. 

In den Jahren  bis  wurde eine ganze Reihe von (nominal) 
hohen Tarifabschlüssen um die  Prozent im formellen Sektor erzielt. Es 
kam jedoch zu zahlreichen Arbeitskonflikten nicht-gewerkschaftlich vertre-
tener Belegschaften, auf die mit harter staatlicher Repression geantwortet 
wurde (Schulten ). Die offiziellen Armutsraten sind von , Prozent 
im Oktober  auf , Prozent (. Hälfte ) deutlich gesunken, 
ebenso wie die Arbeitslosigkeit von , Prozent im Oktober  auf , 
Prozent (. Hälfte ) gefallen ist (INDEC ). Es zeigen sich leichte 
Lohngewinne, allerdings wurde erst vor kurzem das Reallohnniveau von 
Mitte der er Jahre erreicht. 

Der Piquetero-Bewegung (Erwerbslosenbewegung), die stets Lebens-
mittelpakete und soziale Unterstützung in Form von Planes Trabajar (wörtl. 
Arbeitspläne) gefordert hatten, gelang es ab   Prozent dieser Sozial-
programme selbst zu verwalten (wenn sie sich als NGOs registrieren ließen) 
(Boris/Tittor ). Die restlichen Gelder wurden weiterhin über die nach 
wie vor auf lokaler Ebene extrem wichtigen und durch die Ausweitung assis-
tenzialistischer Programme zusätzlich gestärkten peronistischen Strukturen 
verteilt (Levitsky ). In diesen Workfare-Programmen, die die Sozialleis-
tungen an das Verrichten von gemeinnütziger Arbeit knüpfen, erhielten die 
EmpfängerInnen bis zu  Monate lang  Pesos im Monat. Im Einfüh-
rungsjahr  erhielten . Personen Zuwendungen aus dem von der 
Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank kofinanzierten 
Programm,  waren es , Millionen Menschen (Giraudy : ). 
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Das Nachfolge-Programm Jefes y Jefas de Hogar (wörtl. Programm für 
Haushaltsvorstände), steht allen armen Haushalten mit Kindern unter  
Jahren und Haushalten mit behinderten Menschen zu, sofern sie zwanzig 
Stunden gemeinnützige Arbeit pro Woche verrichten. Zudem muss nach-
gewiesen werden, dass die Kinder geimpft sind und zur Schule gehen 
bzw. sie abgeschlossen haben.  erhielten immerhin , Prozent der 
armen Haushalte, das entspricht knapp  Millionen Haushaltsvorständen, 
Zahlungen von  Prozent des Mindestlohns ( Pesos). Ab  wurden 
keine Neuanmeldungen mehr zugelassen, bis Ende  fielen  Prozent 
der Personen aus dem Programm (Cortés : f ). 

Parallel zur Reduzierung der Planes Trabajar und des Programms Jefes 
y Jefas wurden die Zuschüsse für kleine Mikro-Kredit-Programme und 
Kooperativen stark ausgebaut. Viele Bewegungen hatten kleine Mikroun-
ternehmen in Kooperativenform, insgesamt ca. ., aufgebaut. Wer 
dort arbeitet, erscheint nicht in Arbeitslosenstatistiken, arbeitet mit einem 
„Lohn“ von  Pesos im Monat aber weit unter der Armutsgrenze. Margot 
Geiger () bemerkt treffend: Richtete sich „die Forderung der Arbeits-
losen nach sozialer Inklusion vormals an den Staat, bspw. durch die Forde-
rung nach einer Universalisierung von Sozialleistungen, so stellt dieser nun 
mittels Subsidien die Werkzeuge zur Verfügung, um ‚Teilhabe’ durch den 
Aufbau wettbewerbsfähiger Kleinstunternehmen selbst zu organisieren. 
Misserfolge lassen sich wieder als Fehlleistungen der Betroffenen interpre-
tieren.“ Auch die ca.  zwischen  und  besetzten Betriebe, die 
entstanden sind, um die Betriebsschließungen und damit die drohende 
Arbeitslosigkeit der Beschäftigten abzuwenden, ermöglichen meist ihrer 
Belegschaft nur unter Bedingungen des working poor zu arbeiten. Initia-
tiven zur Enteignung der alten FabrikbesitzerInnen und der langfristigen 
Garantie der Projekte wurden kaum umgesetzt. Kooperativen werden prin-
zipiell v.a. durch ein staatlich neuerdings stark subventioniertes Institut für 
Kooperativen gefördert, das ihnen u.a. Kleinkredite bereitgestellt.

Mit der Ausweitung des Assistenzialismus  und  wurde an 
bereits existierende Spaltungslinien in der relativ heterogenen Piquetero-
Bewegung und der Bewegung besetzter Betriebe angeknüpft und diese 
vertieft. Während viele Piquetero-RepräsentantInnen nun lokale Ämter und 
Verwaltungstätigkeiten übernahmen und „ihre“ Bewegungen mehr Unter-
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stützungszahlungen bekamen, gingen die widerständigen Kräfte tenden-
ziell leer aus. 

Insgesamt war die Sozialpolitik Kirchners in erster Linie eine Maßnahme 
zur Einbindung des Protests, die einer assistenzialistischen Logik statt einem 
Prinzip der Universalisierung von sozialen Rechten folgt. Dass die Armut 
und die Arbeitslosigkeit gesunken sind, liegt in erster Linie am Wirtschafts-
aufschwung. Die Prekarität der Arbeitsverhältnisse und die Privatisierungen 
sind kaum zurückgenommen worden, die Förderung des Kooperativenwe-
sens und die wenigen Preisfestsetzungen sprechen für kleine Änderungen 
einer insgesamt doch sehr durch Kontinuität gekennzeichneten Wirtschafts- 
und Sozialpolitik.

2. Brasilien

2.1 Sklaverei und Patrimonialismus als Grundlagen der 
Exportorientierung
In Anlehnung an Andreas Novys Typologisierung brasilianischer Staat-

lichkeit (Novy 2001b: 75ff ) kann deren erster Zyklus als sklaverei-basiert 
und export-orientiert bezeichnet werden. Während die indigene Bevöl-
kerung weitestgehend ausgerottet wurde, ließen die europäischen Kolo-
nialherren aus Afrika stammende SklavInnen den Großteil der Arbeit 
verrichten. Als letztes Land weltweit schaffte Brasilien die Sklaverei erst 
1888 ab. Den ehemaligen SklavInnen wurde jedoch der Zugang zu Land 
verwehrt und somit die Möglichkeit zur Selbstversorgung genommen, so 
dass sie gezwungen waren, ihre Arbeitskraft – oft an ihre früheren Besitzer 
und zu Preisen unter dem Subsistenzniveau – zu verkaufen (Novy 2001b: 
91). Die Exklusion der ehemals versklavten Afro-BrasilianerInnen wurde 
durch staatliche Migrationspolitik verschärft, die nicht auf deren Einglie-
derung in die entstehenden dynamischen Industriezweige, sondern statt-
dessen auf den Zuzug von europäischen und teilweise asiatischen Arbeits-
kräften setzte. Abgesehen vom schleppenden und fragmentierten Aufbau 
eines staatlichen Schulwesens, gab es bis in die 1920er Jahre praktisch keine 
staatliche Sozialpolitik oder gar soziale Rechte. Vereinzelt gab es philanthro-
pische Fürsorge-Leistungen seitens Sklavenbesitzern bzw. Großgrundbesit-
zern oder kirchlicher Organisationen (Pochmann 2007: 86f ). Zusammen-
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fassend kann diese Periode als grundlegend für die weitere brasilianische 
Entwicklung betrachtet werden: Die extrem ungleiche Sozialstruktur Brasi-
liens hat hier ebenso ihre Wurzeln wie klientelistische Politik.

2.2 Importsubstitution, Positivismus, Populismus und 
Militärdiktatur
1930 begann mit einem Militärputsch und der daran anschließenden 

Machtergreifung von Getúlio Vargas eine neue Epoche. In positivistischer 
Manier verfolgte der neue Block an der Macht, in dem die aufkommende 
Industriebourgeoisie zu Lasten des Großgrundbesitzes gestärkt wurde, eine 
„Modernisierung von oben“. Aufgrund der Weltwirtschaftskrise musste auf 
Binnenentwicklung gesetzt werden. Das dadurch erstarkte Industriepro-
letariat wurde in dieser Epoche über die Gewährung von Arbeitsrechten 
in das Regime integriert. Diese Maßnahme war zugleich der Beginn des 
verstärkten Aufkommens staatlicher Sozialpolitik (D’Araujo 2003). Sie 
erfolgte jedoch nicht zuletzt, um das revolutionäre Potenzial der über-
wiegend aus Europa zugewanderten AnarchistInnen, SozialistInnen und 
KommunistInnen einzudämmen. 1935 kam es zum Versuch einer Revolu-
tion durch die Nationale Befreiungsallianz (ANL) – einer Art linker anti-
faschistischer Einheitsfront, der schnell von staatlichen und faschistischen 
paramilitärischen Kräften niedergeschlagen wurde. Danach wurde Vargas’ 
Vorgehen zusehends autoritärer und mündete im semi-faschistischen Estado 
Novo 1937, der sich v.a. durch Arbeitsrechte und Sozialpolitik legitimierte 
(Vianna 2003).

Wenngleich Sozialleistungen – wie die Bereitstellung von Wohnraum, 
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen – in Kontinuität der vorangegan-
genen Phase anfänglich noch stark der Verantwortung der Unternehmen 
unterlagen, zeigte sich in den 1930er Jahren eine deutliche Tendenz zur 
Verstaatlichung dieser Leistungen. Neben dem Drohpotenzial des Indus-
trieproletariats war auch der Druck der Industriellen zur Sozialisierung 
der Reproduktionskosten ausschlaggebend dafür. Im Zuge dieser Entwick-
lungen vergrößerte sich die Steuerbasis des brasilianischen Staats und staat-
lich definierte Mindestlöhne (1940 eingeführt) gewannen zunehmend an 
Bedeutung. Diese sozialen Rechte galten jedoch nur für das formell beschäf-
tigte – überwiegend männliche – städtische Industrieproletariat, während 
die informell Beschäftigten und die LandarbeiterInnen – die überwie-
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gende Mehrheit der lohnabhängigen Bevölkerung – sowie die Mehrheit der 
Frauen davon ausgeschlossen blieben (Pochmann 2007: 90ff ). Die wich-
tigsten Zugeständnisse für die Industriearbeiterschaft wurden schließlich ab 
1943 über die Arbeitsrechte (Consolidação das Leis do Trabalho) gemacht, 
die Urlaubs-, Kündigungs- und Pensionsrecht regelten. Zusätzlich hatten 
auch diese Errungenschaften autoritäre Züge, da die Gewerkschaften dem 
Arbeitsministerium unterstellt wurden, um mittels der Bekämpfung auto-
nomer gewerkschaftlicher Organisation konfliktive Arbeitsbeziehungen zu 
vermeiden (D’Araujo 2003). Novy beschreibt die Mischung aus sozialisti-
schen und faschistischen Einflüssen treffend: „Das Arbeitsrecht war posi-
tivistisch inspiriert, war progressiv und autoritär, modern und konservativ 
zugleich“ (2001a: 82). Später wurden die Arbeitsrechte durch ein Programm 
zur staatlichen Stützung der Ernährung der formell Beschäftigten (PAT, seit 
1976) und durch ein Schulspeisungsprogramm (Pnae, seit 1955) ergänzt – 
also assistenzialistische staatliche Leistungen in der philanthropischen Tradi-
tion der Sozialpolitik.

Mit geringfügigen Änderungen existierte dieses System bis zum Ende 
der Militärdiktatur in den 1980er Jahren weiter. In diesem Sinn kann von 
stark ausgeprägter struktureller Heterogenität der Sozialstaatlichkeit gespro-
chen werden. Klientelismus und Patrimonialismus im ländlichen Bereich 
koexistierten mit selektivem Staatskorporatismus im städtischen Bereich. 
Erst im Zuge der Demokratisierungsbewegung artikulierten sich soziale 
Bewegungen, die unter dem Schlagwort Cidadania (vgl. Alvarez et al. 
2004) gleiche staatsbürgerliche Rechte für alle einforderten. Die Forderung 
nach demokratischer Mitbestimmung wurde dabei an die Forderung nach 
der Gewährung von sozialen Rechten bzw. sozialer Sicherheit gekoppelt 
(Dagnino 1994). Das Ergebnis dieser Kämpfe war schlussendlich 1988 die 
Teilhabe der Bewegungen an der verfassungsgebenden Versammlung, die 
„einen Höhepunkt an sozialpolitischem Gestaltungswillen“ (Novy 2001a: 
83) darstellte.

2.3 Universalisierung und Treffsicherheit im Neoliberalismus
Eine der zentralen sozialpolitischen Errungenschaften der Verfassung 

von  ist die Festlegung von Mindeststandards „sozialer Sicherheit“ (vgl. 
IPEA a: ff). Hier wurde festgelegt, dass Bildungs-, Pensions- und 
Gesundheitssysteme sowie die staatlichen Sozialtransfers universell allen 



      129Semi-periphere Sozialstaatlichkeit in Lateinamerika

BürgerInnen im städtischen und ländlichen Bereich zur Verfügung stehen 
müssen. Die Entscheidungsfindung – nicht nur im Bereich der Sozialpo-
litik – hat dezentral über sektorale Beiräte (conselhos setoriais) stattzufinden. 
Gleichzeitig wurden über Quoten Mindest-Investitionen in Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen auf lokaler Ebene festgelegt.

Als Folge wurde eine Mindestpension für die in der Landwirtschaft 
tätige Bevölkerung in der gleichen Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 
eingeführt.  bekamen schon , Millionen Menschen diese Pension 
ausbezahlt. Dennoch sind noch nicht alle Menschen pensionsberech-
tigt, da sie aufgrund informeller und prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
oder Arbeitslosigkeit keine Beiträge entrichten.  betrug der Anteil der 
formell Beschäftigten bloß  Prozent (Männer: , ; Frauen: , ), die 
Arbeitslosigkeit betrug , Prozent (Männer:  ; Frauen:  ). Es handelte 
sich somit  um , Prozent,  um , Prozent und auch  
noch um , Prozent der Bevölkerung, die nicht versichert waren (IPEA 
a: , , ) und somit als prekär beschäftigt bezeichnet werden 
können.

Auch in die Grundbildung wurde verstärkt investiert, was vor allem in 
der Regierungszeit von Fernando Henrique Cardoso (–) geschah 
und Wirkung zeigte: Der Analphabetismus sank von  Prozent  auf 
, Prozent  und bis  weiter auf , Prozent (IPEADATA ), 
da sich der Zugang zu öffentlichen Schulen stark verbesserte. Die staatlichen 
Gesundheitseinrichtungen sind seit der Verfassungsreform verpflichtet, alle 
Menschen zu versorgen, die sie benötigen. In diesem Sinne kam es insge-
samt zu einer Universalisierung der Sozialpolitik. Das wirkte sich dahin 
gehend aus, dass Brasilien in den er Jahren eines der wenigen Länder 
Lateinamerikas darstellte, wo die staatlichen Sozialausgaben nicht zurück-
gingen, sondern sogar gestiegen sind (Filgueira/Filgueira ).

Die er Jahre waren jedoch gleichzeitig das Jahrzehnt der neolibe-
ralen Reformen, die in Brasilien ab  unter Präsident Collor de Mello 
begannen und  mit der Einführung des Plano Real durch den dama-
ligen Finanzminister Cardoso ihre volle Wirkung entfalteten (dazu v.a. Fritz 
; vergleichend mit Argentinien: Becker/Jäger ). Liberale Ökono-
mInnen bezeichnen dieses Programm der Inflationsbekämpfung gerne als 
wichtigste sozialpolitische Maßnahme von Cardoso, da besonders die arme 
Bevölkerung sich nicht vor den inflationsbedingten Verlusten absichern 
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konnte. Die überbewertete Währung bescherte auch relativ niedrige Preise 
für importierte haltbare Konsumgüter wie z.B. Fernseher, die seither auch 
verstärkt in den Favelas zu finden sind. Die Kehrseite des Plano Real war 
jedoch die Schwächung des Inlandskapitals, die sich in erhöhten Arbeitslo-
sigkeitsraten auswirkte. Außerdem hatte die Hochzinspolitik fatale Auswir-
kungen auf die Fiskalpolitik (vgl. Vernengo ). Die Begleichung des 
Zinsendienstes nahm immer größere Ausmaße an – während der Regie-
rungszeit von Cardoso stieg die Staatsverschuldung von , Prozent des 
BIP im Januar  auf , Prozent des BIP im Dezember  an (IPEA-
DATA ). Daher wurden sozialpolitische Gelder in den Schuldendienst 
umgeleitet – was unter dem so genannten „Gesetz für fiskalische Verantwor-
tung“ (Lei da Responsabilidade Fiscal) geschah.

Die unmittelbare Auswirkung der Kombination aus Universalisie-
rung der Sozialpolitik und ihrer Unterfinanzierung war das Absinken der 
Qualität der öffentlichen Dienstleistungen. In der Bildungspolitik macht 
sich das in der schlechten Qualität der Grundausbildung bemerkbar (IPEA 
: f ). Außerdem zeigt sich sowohl in der Bildungs- wie auch in der 
Gesundheitsversorgung der Exodus der Ober- und Mittelschichten aus dem 
öffentlichen System in private Schulen und Krankenhäuser.  gingen 
noch , Prozent der Kinder des reichsten Zehntels der Bevölkerung in 
öffentliche Schulen,  waren es nur noch , Prozent. In der Gesund-
heitsversorgung sank die Frequentierung seitens des reichsten Zehntels von 
, Prozent auf , Prozent (Ramos ).

Solche Entwicklungen werden unter dem Schlagwort „sozialer Treffsi-
cherheit“ legitimiert. Dabei geht es darum, dass nur die „Bedürftigen“ staat-
liche Unterstützung erhalten sollen, während die als „nicht bedürftig“ einge-
stufte Bevölkerung nicht mehr privilegiert wird, sondern stattdessen für die 
in Anspruch genommenen Dienstleistungen zahlen soll. In Anbetracht des 
vorher sehr ungleichen Zugangs zu öffentlichen Dienstleistungen ist die 
Legitimationsbasis des „Treffsicherheits-Paradigmas“ groß. Es diente z.B. 
als Legitimation für Cardoso, um  das Pensionssystem des Privatsektors 
zu reformieren – wobei der Durchrechnungszeitraum und das Pensionsan-
trittsalter erhöht sowie ein Höchstbezug von R . (der seither an die 
Inflation angepasst wird) eingeführt wurden. Die philanthropische Tradi-
tion des brasilianischen Sozialsystems ist bis heute präsent:  spendeten 
z.B.  Prozent der Privatunternehmen Brasiliens im Rahmen von Corpo-
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rate-Social-Responsibility-(CSR)-Programmen Gelder an sozial Bedürftige 
( Prozent davon in Ernährungsprogramme, was insgesamt , Prozent 
des BIP ausmachte); (insbesondere kirchliche) NGOs nehmen v.a. seit den 
ern eine wichtige Stellung in Sozialprogrammen ein (IPEA a: f ). 
Aber auch staatliche Leistungen werden umgestellt. So stellte z.B. die Regie-
rung Cardoso die Gas-Subventierung ein und stellte auf monatlich R  
Gas-Beihilfe zum Kochen für bedürftige Personen um.  führte Cardoso 
zusätzlich die Programme Bolsa Escola und Bolsa-Alimentação ein, die mit 
der Familienbeihilfe vergleichbar sind und einen maximalen Betrag von R 
 monatlich für arme Familien bedeuteten (IPEA a: ).

Die Auswirkungen dieser Politik auf die Sozialstruktur waren einerseits 
die Abnahme extremer Armut und die Verbesserung entsprechender Indi-
katoren wie z.B. des Analphabetismus, was sich in der positiven Entwick-
lung des Human Development Index auswirkte. Gleichzeitig erodierten die 
Beschäftigungsverhältnisse – der informelle Sektor vergrößerte sich und 
die Arbeitslosigkeit stieg. Die funktionale Einkommensverteilung verän-
derte sich zu Ungunsten der LohnempfängerInnen – der Anteil der Löhne 
und Gehälter am Gesamteinkommen sank von , Prozent im Jahr  
auf , Prozent im Jahr  (Vernengo : ). Der Gini-Index stag-
nierte insgesamt auf hohem Niveau. Die „Ära Cardoso“ kann daher als 
idealtypischer Sozial-Liberalismus bzw. „inclusive liberalism“ (Porter/Craig 
) bezeichnet werden: Liberale Wirtschaftspolitik wird durch treffsi-
chere Maßnahmen der Armutsbekämpfung flankiert, die stärker in Zusam-
menarbeit mit „sozial verantwortlichen“ Unternehmen durchgeführt wird. 
Soziale Rechte werden zu Gunsten von Almosen unterminiert (Mkanda-
wire ), was gerade im Hinblick auf die Gewährung der im Rahmen der 
Verfassungs-Erstellung erkämpften sozialen Rechte als passive Revolution 
interpretiert werden kann.

2.4 Soziale Radikalisierung des Sozial-Liberalismus seit 2003
 gewann Luiz Inácio Lula da Silva die Präsidentschaftswahlen und 

regiert seit  in einer Art Koalitionsregierung. Wirtschaftspolitisch gab es 
kaum Veränderungen (vgl. Leubolt ). Neben außenpolitischen Neuo-
rientierungen (vgl. Schmalz ) sind die wichtigsten Änderungen gegen-
über der vorangegangenen Regierung in der Sozialpolitik zu suchen.
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Schon bei Amtsantritt machte Lula klar, dass die wichtigste Aufgabe der 
Regierung die Auslöschung des Hungers sein würde, was den verstärkten 
Fokus auf die Armutsbekämpfung ankündigt. Dafür existierte anfäng-
lich das Programm Fome Zero (Null Hunger; vgl. IPEA a: ff), das 
besonders auf Zusammenarbeit mit privaten Akteuren setzte. Bald verschob 
sich der Fokus jedoch auf den Ausbau und die bessere Koordination der 
Einkommenstransferprogramme der Regierung Cardoso im Rahmen von 
Bolsa Famíla (Familienbeihilfe; vgl. IPEA a: ff). Änderungen 
betrafen in erster Linie die Anspruchsberechtigten, deren Kreis ausgeweitet 
wurde und den Betrag der Förderung der von max. R  auf max. R  
aufgestockt wurde, was den durchschnittlich ausbezahlten Betrag von R 
, im Jahr  auf R , im Jahr  anhob. Einkommenstransfers 
stiegen dadurch von durchschnittlich , Prozent des BIP pro Jahr zwischen 
 und  (unter Cardoso) auf , Prozent des BIP zwischen  und 
 an (Mercadante : ). Verglichen mit den Zinsenzahlungen, die 
zwischen , Prozent und , Prozent des BIP ausmachten, sind die Trans-
ferzahlungen zwar weiterhin relativ gering; dennoch war die Erhöhung in 
diesem Bereich für große Teile der Bevölkerung spürbar. Die in der Verfas-
sung vorgesehenen sozialpolitischen Gemeindebeiräte waren  in , 
Prozent der Gemeinden für die Planung der Verteilung und in , Prozent 
auch als Kontrollinstanzen verantwortlich. Mittels der Zweidrittel-Beteili-
gung zivilgesellschaftlicher VertreterInnen in diesen Gremien konnte der 
klassische Klientelismus vermieden werden. 

Die Auszahlung von Bolsa Família wurde außerdem an den Schulbesuch 
der Kinder gekoppelt, was als bildungspolitische Maßnahme verstanden 
werden kann. Auch das Stipendienprogramm ProUni reiht sich in die Riege 
an treffsicheren Sozialtransfer-Programmen ein. Hier wird das Studium von 
Kindern aus armen Familien an privaten Unis mittels Stipendien gefördert. 
Zusätzlich existieren seit  jedoch auch Quoten-Regelungen für staat-
liche Universitäten, die arme und dunkelhäutige BrasilianerInnen fördern. 
Das stellt einen Unterschied zu vorhergehenden Regierung dar, wo der 
Zugang zu den staatlichen Unis bloß über privat finanzierte philanthropi-
sche Förderkurse für sozial Benachteiligte sichergestellt wurde. , Prozent 
StudienanfängerInnen mit weniger als dem Mindesteinkommen monatlich 
in öffentlichen Einrichtungen standen nur , Prozent in privaten Einrich-
tungen gegenüber, der Anteil dunkelhäutiger Studierender stieg von  
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Prozent im Jahr  auf  Prozent im Jahr . Dennoch setzt sich der 
Trend niedriger staatlicher Investitionen in die Bildungspolitik fort, die 
von , Prozent des BIP  auf , Prozent des BIP  sanken. Das 
kann auch eine wichtige Erklärung dafür sein, dass die Qualität öffentli-
cher Schulen im Vergleich zu den privaten sinkt. Außerdem müssen viele 
arme Kinder und Jugendliche abends die Schule besuchen, um tagsüber 
zu arbeiten, was  auf  Prozent der SchülerInnen mit sehr schlechten 
Leistungen bei der staatlichen Überprüfung zutraf (IPEA a).

In der Arbeitsmarktpolitik hingegen wurden neue Akzente gesetzt, da 
der gesetzliche Mindestlohn von R  () auf R  () erhöht 
wurde, was einer realen Lohnerhöhung von  Prozent entspricht (IPEA 
b: ). In Verbindung mit den – auch an die Höhe des Mindestein-
kommens gekoppelten – Steigerungen von Sozialtransfers und Mindest-
pensionen führte das zur beträchtlichen Steigerung geringer Einkommen. 
Generell sanken jedoch die Durchschnittslöhne zwischen  und  
um , Prozent von R  auf  R – dies jedoch v.a. in den höheren 
Einkommensgruppen (IPEA a: ), während im gleichen Zeitraum 
das Durchschnittseinkommen der Frauen um , Prozent von R  auf R 
 stieg. Das erklärt das kontinuierliche Sinken des Gini-Koeffizienten von 
, im Jahr  auf , im Jahr  (Arbix ). Zusätzlich nahm 
der Grad der formell Beschäftigten  gegenüber  zu (von ,  auf 
, ) – vor allem bei Frauen (von ,  auf , ) und dunkelhäutigen 
BrasilianerInnen (von ,  auf , ) –, was jedoch nicht zur verstärken 
Inklusion ins Pensionssystem führte (IPEA a: ), weil weniger 
Personen freiwillig ins System einzahlten.

Eine weitere Neuerung ist die Fokussierung auf staatlich geförderte 
Mikrokredite, die in gewisser Weise als Instrumente „treffsicherer Hochzins-
politik“ bezeichnet werden könnten, da sie die effektiven Zinsen absenken 
(vgl. Singer ). Sie stiegen von  Mio. R  über , Mrd. R  
auf , Mrd. R  und kamen besonders im Rahmen von Krediten 
für landwirtschaftliche Familienbetriebe (Programma Nacional de Forta-
lecimento da Agricultura Familiar – PRONAF) zum Einsatz. Diese Kredite 
sind zwar bezüglich der Landreform relevant, da sie auch zur Finanzierung 
der Bestellung des besetzten Landes Verwendung finden, dennoch kann 
die „Bank-Logik“ der Vergabe von Krediten an rückzahlungsfähige Klein-
bauern und Kleinbäuerinnen zur Verschärfung von Ungleichheiten führen 
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(IPEA a: , ). Insgesamt ist das Ausmaß der Konflikte um Land in 
Brasilien – die sich in den Jahren – mit rund einer Million invol-
vierten Personen gegenüber den Jahren davor nahezu verdoppelt haben 
(IPEA a: ) – ein Zeichen für die weiterhin existente strukturelle 
Heterogenität, da „Brasilien eines der letzten Länder der Welt ist, die versu-
chen auf die Agrarreform als Sozialreform zurückzugreifen“ (Souza in IPEA 
a: ). Was alternative Entwicklungen angeht, ist auch die staatliche 
Förderung der solidarischen Ökonomie eine interessante neue Entwicklung 
(Auinger ), deren materielle Auswirkungen jedoch vorerst bescheiden 
ausfallen (IPEA a).

Insgesamt zeigt sich in Brasilien, dass seit dem partizipativen Verfas-
sungserstellungsprozess  die starke strukturelle Heterogenität des Sozi-
alsystems zu Gunsten der Universalisierung von staatlich garantierten sozi-
alen Rechten abgeschwächt wird. Dieser Prozess der Verrechtlichung wird 
jedoch vom Trend zur Treffsicherheit begleitet. Damit wird zwar die regres-
sive Wirkung der Sozialpolitik bekämpft, gleichzeitig aber der Universalisie-
rung sozialer Rechte entgegengewirkt.

. Reflexionen: Sozialstaatlichkeit in Lateinamerikas 
Semi-Peripherie

In beiden untersuchten Fällen nahm die Entwicklung der Sozialstaat-
lichkeit unterschiedliche Formen an. Argentinien und Brasilien gelten 
neben Chile und Uruguay als „Pionierländer“ des Sozialstaats in Latein-
amerika (Mesa-Lago ). Während viele AutorInnen übereinstimmend 
Argentinien als „universellen Sozialstaat“ beschreiben (Filgueira/Filgueira 
: ff; Huber : ), der mehr als  Prozent seiner Bevölkerung 
absichern kann, ist die Einordnung Brasiliens schon schwieriger, da soziale 
und räumliche Ungleichheiten viel höher waren und auch auf die Sozialpo-
litik übertragen wurden. Daher wird Brasilien von Filgueira und Filgueira 
(: f ) als „duales Regime“ beschrieben, das nur einem Teil der Bevöl-
kerung zur Verfügung steht. Die sozialen Zugeständnisse, die vor allem in 
den er Jahren gemacht wurden, waren daher im argentinischen Pero-
nismus stärker ausgeprägt als im Estado Novo Brasiliens. Wenn der argenti-
nische Sozialstaat im regionalen Vergleich auch relativ ausgebaut war, sollte 
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die Bezeichnung nicht darüber hinwegtäuschen, dass er niemals alle Bevöl-
kerungsgruppen und schon gar nicht alle in gleicher Weise erreichte. In 
beiden Fällen sind Elemente von passiven Revolutionen deutlich sichtbar, 
was im argentinischen Fall jedoch nachhaltiger wirken sollte. Argentiniens 
Peronismus hat deutlich mehr soziale Gruppen in das Projekt integrieren 
können als der brasilianische Populismus. In beiden Fällen wurden schließ-
lich verteilungspolitische Auseinandersetzungen, die dennoch im Rahmen 
der populistischen Projekte aufkeimten, durch repressiv agierende Militär-
diktaturen im Keim erstickt. Diese Diktaturen wurden beide in den er 
Jahren gestürzt – jedoch unter unterschiedlichen Vorzeichen: Während 
in Argentinien die Protestbewegungen stärker auf die Durchsetzung von 
Menschenrechten im liberalen Sinn setzten, verbanden die brasilianischen 
Bewegungen die Forderungen nach politischen Rechten mit Forderungen 
nach sozialen Rechten (Cidadania). Daher erkämpften sie eine Verfassung, 
in der „soziale Sicherheit“ als Grundrecht gilt und daher v.a. zu Gesund-
heitsversorgung, Pensionen und Bildung universeller Zugang zu herrschen 
hat.

Die demokratischen Transformationen fanden in beiden Ländern im 
Kontext der Schuldenkrise Lateinamerikas in den er Jahren statt, deren 
Auswirkungen auf die Sozialstaatlichkeit jedoch unterschiedlich waren: In 
Argentinien kam es in den er Jahren zu einem schnellen Abbau von 
Sozialpolitik, nahezu ohne flankierende assistenzialistische Kompensati-
onen. Das Regime legitimierte sich über wirtschaftliche Stabilität. In Brasi-
lien hingegen wurde die Grundversorgung mit sozialen Dienstleistungen in 
den er Jahren ausgebaut. Im Zuge der Fokussierung auf die Ärmsten 
nahm ihre Qualität jedoch stetig ab, so dass Mittel- und Oberschichtan-
gehörige vermehrt auf private Dienste zurückgreifen. Beide Länder haben 
durch den Zinsendienst so große Ausgabenposten im Haushalt, dass sozial-
politische Leistungen schwach ausfallen.

Seit der Jahrtausendwende ist in beiden Ländern ein mehr oder weniger 
starker Bruch mit neoliberalen Politikkonzepten zu betrachten. Im sozial-
politischen Bereich haben sich einige Veränderungen ergeben. In Brasilien 
ist hierbei vor allem die Anhebung des Mindestlohns und die Einführung 
einer Art Grundsicherung zu nennen, die einen neuen Mix aus treffsicherer 
und zugleich universalistischer Sozialpolitik darstellen, ohne jedoch gänz-
lich assistenzialistische Formen zu durchbrechen. In Argentinien ist die 
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universalistische Komponente weit schwächer ausgeprägt. Die kurzfristigen 
Sozialprogramme wurden aufgelegt, um den Protest der Piquetero-Bewe-
gung zu schwächen und haben einen deutlich klientelistischen Einschlag. In 
Argentinien zeigten sich somit auch unter Kirchner deutlich die Elemente 
einer passiven Revolution. Er vermochte es, die aktiven Protestbewegungen 
durch anti-neoliberale Rhetorik und die leichte Ausweitung von Sozialpo-
litik wieder einzubinden. In Brasilien hingegen zeigt sich eine interessante 
Situation: Während die sozialen Bewegungen die Stärke der er und 
Anfang der er Jahre weitgehend eingebüßt haben, kommt es nun zur 
Ausweitung der Sozialpolitik, die partizipative und redistributive Elemente 
aufweist. Dennoch legitimiert der Ausbau der Sozialpolitik die Kontinuität 
in der Wirtschaftspolitik, die weiterhin auf Hochzinspolitik setzt und die 
Priorität der Staatsausgaben weiterhin der Bedienung des Schuldendienstes 
widmet. Die passive Revolution fand hier in den er Jahren statt, als 
unter Cardoso neoliberale Reformen durch erfolgreiche Inflationsbekämp-
fung und treffsichere Armutsbekämpfung legitimiert wurden. Aktuell 
finden jedoch bemerkenswerte sozialpolitische Neuerungen statt, da nun 
die in den Kämpfen um die demokratische Verfassung von  durchge-
setzten sozialen Rechte mit Armutsbekämpfung kombiniert werden. Somit 
entsteht eine neue Konstellation jenseits der Dichotomie zwischen univer-
sellen sozialen Rechten und sozialer Treffsicherheit (vgl. z.B. Mkandawire 
).

In beiden Fällen zeigte sich, dass sich die strukturelle Heterogenität 
der Gesellschaften in der Entwicklung der Sozialstaatlichkeit widerspiegelt. 
Soziale Kämpfe führten zwar zu sozialen Errungenschaften, die sich jedoch 
weitgehend auf die – im Vergleich zu den europäischen Staaten relativ 
kleinen – politisch artikulationsfähigsten Gruppen beschränkten, während 
große Teile der Bevölkerung ausgeschlossen blieben. Aktuelle Tendenzen 
in Richtung „sozialer Treffsicherheit“ bekämpfen zwar tendenziell diese 
Problematik, öffnen jedoch neue Problemfelder, da somit selbst die prekären 
Formen des Universalismus in der Semi-Peripherie untergraben werden. Die 
spezifische Ausprägung der Sozialstaatlichkeit bleibt jedoch ein umkämpftes 
Feld, wie die aktuell unterschiedlich verlaufenden Fälle zeigen.
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Abstracts

Ausgehend von gramscianischen und institutionalistischen Perspektiven 
zu Wohlfahrtsregimes in Lateinamerika, vergleichen wir die Entwicklung 
von Sozialstaatlichkeit in Argentinien und Brasilien seit den 1930er Jahren. 
Das Hauptaugenmerk gilt den liberalen Transformationen der 1980er und 
1990er Jahre und den aktuellen Veränderungen seit 2002. Dabei heben 
wir besonders die Bedeutung sozialer Auseinandersetzungen hervor, die zur 
Entwicklung neuartiger Formen der Sozialstaatlichkeit führen sowie deren 
Auswirkungen auf die strategische Selektivität der staatlichen Institutionen 
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in der Semi-Peripherie. Besonderes Augenmerk gilt dabei der Debatte um 
Universalismus vs. Treffsicherheit sowie der Befriedung von Widerstand 
mittels passiver Revolutionen.

Departing from Gramscian and institutionalist perspectives on Latin 
American welfare regimes, we will compare the development of social poli-
cies in Argentina and Brazil since the 1930s. The main focus of the article 
is on the liberal transformations which occurred in the 1980s and 1990s 
and the recent changes since 2002. Special emphasis will be given to the 
social dynamics which have led to newly emerging forms of welfare policies 
and their effect on the strategic selectivities of state institutions in the semi-
periphery – especially considering the debate between universalism and 
targeting and on the pacification of popular protest via passive revolutions.
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